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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Wie ein Floß unsinkbar 
kin Bekenntnis zur europäischen Einigung hat 
der Parteivorsitzende, Bundeskanzler Helmut 
Kohl, anläßlich der Eröffnung einer Ausstellung 
*|er Konrad-Adenauer-Stiftung zum 50jährigen 
gestehen der CDU abgelegt. Er hob dabei die 
"olle der CDU bei der europäischen Einigung 
^benso hervor wie ihre besonderen Verdienste um 
die Wiederherstellung der Einheit Deutschlands. 

^ii 15. Juni eröffnete der Bundeskanzler im Konrad- 
^denauer-Haus die Ausstellung, die in 130 Städten 
gezeigt werden soll. Mit Fotos, alten Originalplakaten, 
lQn- und Filmdokumenten sowie Schaubildern und 
lrier Reihe von Erinnerungsstücken ermögliche die 

^Stellung eine „Begegnung mit der Geschichte". 
Ur die Generation der Alteren sei sie „ein Stück geleb- 

er Erinnrung". 
le Wanderausstellung, die durch die lokale Geschichte 
erCDU ergänzt werden kann, soll insbesondere der 

•Jüngeren Generation einen Eindruck von der führenden 
^°lle der Union beim Wiederaufbau Deutschlands nach 
ern Krieg vermitteln und an die Männer und Frauen 
r"inern, die aus dem Widerstand gegen das Nazi- 
^gime einen politischen Neuanfang wagten und eine 
östlich-demokratische Volkspartei gründeten. 
arnals wie heute überwindet die CDU konfessionelle 
egensätze und führt unterschiedliche Intressen immer 
•eder zusammen. Auch wenn die CDU deshalb kein 

. e§antes Segelschiff sei, so der Parteivorsitzende, das 
krausender Fahrt über die Meere jage, brauche sie 

j^er auch nicht das erstbeste Riff zu fürchten. Die CDU 
°.e'che eher einem Floß, auf dem man zwar manchmal 

s Zum Bauch im Wasser stehe, habe aber dennoch 
men entscheidenden Vorteil, so Helmut Kohl: „Sie ist 

Un*inkbar". • 
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Wir schulden den Opfern des 
Aufstands bleibendes Gedenken 

Zum Gedenken an den 
17. Juni 1953 erklärte 
Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Heute gedenken wir des Volksaufstandes 
gegen die kommunistische Zwangsherr- 
schaft in der DDR vor 42 Jahren. Bei der 
Niederschlagung dieses Aufstandes am 
17. Juni 1953 zeigte das menschenverach- 
tende System der SED-Diktatur sein wah- 
res Gesicht auf besonders brutale Weise. 
Mittlerweile hat die Geschichte jene be- 
stätigt, die damals Freiheit und Einheit 
mutig einforderten. 
Der 17. Juni hat auch nach der Wiederver- 
einigung Deutschlands in unserer Erinne- 
rung einen festen Platz. Wir schulden den 
Opfern des Aufstandes bleibendes Geden- 
ken. 
Das von den kommunistischen Machtha- 
bern begangene Unrecht darf nicht verges- 
sen oder verharmlost werden. Der SED- 
Nachfolgepartei darf es keinesfalls gelin- 
gen, die notwendige Diskussion über ihre 

eigene Vergangenheit zu verhindern. Die 
kürzlich von der Gauck-Behörde vorge- 
legte Studie über die geplanten Internie- 
rungs- und Isolierungslager in der ehema- 
ligen DDR verdeutlicht einmal mehr die 
Brutalität und Rücksichtslosigkeit der 
SED-Diktatur. Wir dürfen es nicht zulas- 
sen, daß der Mantel des Schweigens oder 
Vergessens darüber gebreitet wird. 
Wir tun gut daran, uns immer wieder die 
Lehren der Geschichte in Erinnerung zu 
rufen. Jeder von uns ist aufgefordert, ideo- 
logisch begründeten Wahrheits- und 
Machtansprüchen zu widerstehen. Wer pO' 
litischen Extremismus - ob von links oder 
von rechts - als etwas Normales verharm- 
lost und dessen Intoleranz aus falschver- 
standener Großmut toleriert, der versün- 
digt sich - gewollt oder ungewollt - an 
unserer Demokratie. 

Das Vermächtnis vom 17. Juni 1953 bleibt 
aktuell. Wir dürfen und wir werden nicht 
nachlassen in unserer Wachsamkeit ge- 
genüber den Feinden der Freiheit. 

Generalsekretär Peter Hintze: 

Der 17. Juni 1953 ist und bleibt Symbol 
für den Freiheitswillen 

der Menschen in Deutschland 
Der 17. Juni ist und bleibt der Tag, an dem wir derer besonders gedenken, die in 
Ostberlin und in anderen Städten der DDR gegen das kommunistische Unrechtssy- 
stem aufgestanden sind und dies mit Gefangenschaft, Folter oder gar ihrem Leben 
bezahlt haben. Die DDR war ein diktatorischer Staat. Der 17. Juni erinnert uns dar- 
an, allen Versuchen entgegenzutreten, die Vergangenheit des sozialistischen Regi- 
mes zu verklären. Diejenigen, die ihren Beitrag zur Stützung der Diktatoren gelei- 
stet haben, werden nicht aus ihrer Verantwortung entlassen. 



MODELLE' UiD 20/1995 • Seite 3 

Generalsekretär Peter Hintze: 

Ich warne vor Rot-Grün für Bonn 
Mit Blick auf 1998 formiert sich das 
rot-grüne Lager. Die Zwischenbilanz 
dieser Koalitionäre in Nordrhein-West- 
'alen läßt Schlimmstes befürchten. Da- 
bei soll dieses Bündnis zum Experiment 
*ür Bonn werden. Ich warne davor. 

ko stellen es sich die Grünen vor: 

• Reihenweise Steuererhöhungen und 
neue Steuern: Benzin bis auf 5 DM, Ver- 
dreifachung der Erbschaftssteuer, Er- 
höhung der Grundsteuer, Arbeitsmarktab- 
§abe auch für mittlere Einkommen. 

• Blockade aller Zukunftstechnologien 
'Transrapid, Bio- und Gentechnik). Gerade 
auch in der Spitzentechnologie entscheidet 
s,ch aber unsere Wettbewerbsfähigkeit, da- 
"fiit die Zukunft der Arbeitsplätze. 

• Innere und äußere Sicherheit in Gefahr, 
^uflösung von Bundesgrenzschutz und 
°ereitschaftspolizei, Abschaffung des 
j^rfassungsschutzes, Freigabe von 
^rogen, Abschaffung von Bundeswehr 
Und NATO. Alles gültige Forderungen der 
öündnisgrünen aus ihrem Wahlprogramm. 

Auslauf-Modell 

j^e SPD muß erklären, wie sie zu solchen 
°sitionen steht. Aus solchen Forderungen 

*ann nichts Gutes für unser Land erwach- 
&

en. Die deutsche Politik taugt nicht für 
jM)t-Grüne Experimente. Im Gegenteil: 

le aktuellen Beispiele sprechen dafür, 
a& Rot-Grün auch in den Ländern zum 

^uslaufmodell wird: In Hessen mußte die 
ot-grQne Koa]ition vier Wochen nach der 
Undtagswahl 1995 mit einer 20prozenti- 
j^n Haushaltssperre den finanzpolitischen 

ffenbarungseid leisten. In Bremen sagten 
le SPD-Mitglieder: Solide Finanzen und 

zukunftssichere Jobs sind mit Rot-Grün 
nicht zu schaffen. 

Mitglieder befragen 

Ich fordere die SPD auf, ihre Mitglieder in 
NRW über die rot-grüne Option entschei- 
den zu lassen. Vorausgesetzt, Johannes 
Rau hat noch die politische Kraft, eine 
solche Befragung durchzusetzen. 

Schlagzeilen aus 
Sachsen-Anhalt. 

Von den Folgen des 
Magdeburger „Modells" 

• „Höppner 
einigt sich mit PDS" 
(Mitteldeutsche Zeitung, 
14. Juni 1995) 

• „Bundesbank - Osten 
kommt schnell voran - 
Sachsen-Anhalt hinkt 
nach" 
(Mitteldeutsche Zeitung, 
15. Juni 1995) 

• „In Sachsen-Anhalt 
fehlen 12 500 
Lehrstellen" 
(Magdeburger Volksstimme, 
16. Juni 1995) 
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Herbert Reul: 

Rot-grüne Pläne wären ein 
schwerer Rückschlag für NRW 
In Nordrhein-Westfalen gehen die Koaliti- 
onsverhandlungen zwischen Rot und Grün 
voran. Was dem Land jetzt droht, ist eine 
Koalition der roten Filzokraten mit den 
grünen Fundamentalisten. Die bis jetzt 
bekannt gewordenen Bruchstücke aus den 
Koalitionsverhandlungen und die zentralen 
Wahlkampfaussagen der Grünen lassen 
dabei Schlimmes befürchten. 

Denn die Grünen in Nordrhein-Westfalen 
sind besonders dogmatisch und linksideo- 
logisch. An einigen Beispielen sei ver- 
deutlicht, was NRW bei einer Landesre- 
gierung mit grüner Handschrift drohen 
würde. 

• Wirtschaft und Energie 
Setzen sich die Vorstellungen der NRW- 
Grünen durch, drohen dem Wirtschafts- 
standort NRW immense Nachteile. Mit 
den NRW-Grünen wird es eine drastische 
Beschneidung der Neubauplanungen im 
Bundes- und Landesstraßenbau geben. Die 
NRW-Grünen wollen rund eine Milliarde 
beim Straßenneubau und Tunnelbau ein- 
sparen. Vom Ausbau der Flughäfen kann 
ebenfalls nicht mehr die Rede sein. 

Die NRW-Grünen planen erhebliche Bela- 
stungen für viele Arbeitnehmer und Unter- 
nehmen in NRW. So fordern sie einen „so- 
zialgestaffelten" Lohnausgleich und die 
Umverteilung der Erwerbsarbeit, die den 
„Besserverdienenden" ein Mehr an Zeit 
und ein Weniger an Geld wert sein soll. 
Klar gesagt: Die Leistungsträger der Wirt- 
schaft sollen mehr arbeiten und dafür we- 
niger verdienen. Auch die Unternehmen 
sollen einen kräftigen Finanzierungsbei- 
trag leisten. 

Die energiepolitischen Vorstellungen der 
NRW-Grünen sind abstrus. Sie fordern 
den Ausstieg aus der Kernenergie und den 
mittelfristigen Verzicht auf den Abbau von 
Stein- und Braunkohle. Der Aufschluß des 
Braunkohlenabbaus Garzweiler II, an dem 
mehrere tausend Arbeitsplätze hängen, 
soll gestoppt werden. Wenn die energiepo- 
litischen Vorstellungen der NRW-Grünen 
Wirklichkeit werden, wird dies die Ener- 
giekosten in Nordrhein-Westfalen ins Un- 
ermeßliche treiben. Auch dadurch droht 
der nordrhein-westfälischen Wirtschaft ein 
enormer Wettbewerbsnachteil. 

• Aushöhlung des Rechtsstaates 
Die Vorstellungen der Grünen in NRW zur 
Ordnungsfunktion des Staates zielen auf 
eine allmähliche Aushöhlung des Rechts- 
staates ab. So fordern sie die Auflösung 
des Verfassungsschutzes und treten für ei- 
ne Aufweichung des Strafvollzuges ein. 
Das Strafvollzugs-System insgesamt soll 
auf den Prüfstand. Die NRW-Grünen wol- 
len vorhandene Möglichkeiten der Haft- 
vermeidung vermehrt nutzen und die 
Möglichkeiten der Untersuchungshaft 
deutlich einschränken. Der offene Vollzug 
- also das Gefängnis quasi als Hotel - soll 
als gesetzliche Regel weitaus stärker ein- 
gesetzt werden. 

Sie fordern flächendeckende, nieder- 
schwellige Methadonprogramme sowie die 
staatlich kontrollierte Abgabe harter Dro- 
gen an Abhängige. Die Grünen in NRW 
streben konsequent die Freigabe von Dro- 
gen an: Sogenannte weiche Drogen, wie 
Haschisch zum Beispiel, sind unter Beach- 
tung des Jugendschutzes und lebensmittel- 
rechtlicher Überwachung freizugeben. 
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Die NRW-Grünen, denen der Wert des Le- 
bens ja angeblich soviel bedeutet, treten 
für die ersatzlose Streichung des Paragra- 
phen 218 ein. Sie fordern Abbruchmög- 
jichkeiten in Wohnortnähe und wollen 
über den Bundesrat erreichen, daß die 
Krankenkassen die Kosten abwickeln und 
•Hit dem Sozialamt abrechnen. 

• Bildungspolitik 
Eine Gesellschaft verändert man am nach- 
haltigsten, wenn man ihr Bildungs- und 
Erziehungssystem gründlich revolutio- 
niert. Dies haben die NRW-Grünen vor. 
Maßnahmen im Schulsystem, die die lin- 
ken dogmatischen Bildungsideologen in 
der SPD bislang Gott sei Dank nur halb- 
herzig umsetzen konnten, können sie jetzt 
dank der grünen Fundamentalisten unge- 
hindert durchführen. 

Die NRW-Grünen treten ein für eine 
Schule, die eine weitgehende pädagogi- 
Sche, personelle und finanzielle Gestal- 
hJngsautonomie haben soll. Das heißt kön- 
net: Allgemein verbindliche Lehrpläne 
und Lerninhalte sollen weitgehend abge- 
Schafft werden. Dies ist das Ende der Ver- 
§Ieichbarkeit von Leistungen und Ab- 
schlüssen. 

Das Nebeneinander von Hauptschule, Re- 
alschule und Gymnasium, so das ideologi- 
sche Weltbild der Grünen in NRW, sorge 
'ür soziale Auslese und behindere Chan- 
cengleichheit. Deshalb ist das Ziel grüner 
"ddungspolitik die schrittweise Abschaf- 
fung des gegliederten Schulsystems hin zu 
Ultegrierten Stufenschulen. Die Errichtung 
uud Förderung von Gesamtschulen soll er- 
le'chtert und unterstützt werden. Sie set- 
*en sich für eine Verbesserung der schul- 
rechtlichen Bedingungen für die Errich- 
tung von Gesamtschulen ein. Eine weitere 

erschulung der beruflichen Bildung ist 
Wenfalls vorgesehen. 

^le fordern die Gründung von Verbund- 
Schulen und Oberstufenzentren sowie die 

Umwandlung von Konfessionsgrundschu- 
len in öffentliche Gemeinschaftsgrund- 
schulen. Sie fordern die sogenannte De- 
mokratisierung der Schule. So soll die 
Schulkonferenz als zentrales Beschlußgre- 
mium zur Hälfte von Schülern besetzt 
sein, so daß ihr eindeutiges Votum nicht 
mehr überstimmt werden kann. Ein pa- 
ritätisch aus Schülern und Lehrern besetz- 
ter Vertrauensausschuß soll die Konflikte 
des Schulalltages behandeln. Die Schüler- 
vertretung erhält ein allgemeinpolitisches 
Mandat. 

Wahrscheinlich, so möchte man sagen, 
wird demnächst darüber abgestimmt, ob 
am betreffenden Tag überhaupt Unterricht 
abgehalten werden soll oder nicht. 

Die NRW-Grünen setzen auf die Abschaf- 
fung der Noten. Sie wollen den Leistungs- 
begriff und die Funktion der Noten hinter- 
fragen. Laut ihrem Programm brauchen 
die Schüler eine Schule, in denen selbstbe- 
stimmtes Lernen und die Entfaltung ihrer 
Fähigkeit im Mittelpunkt stehen und nicht 
die Noten. Dies ist ein fundamentaler An- 
griff auf die soziale Leistungsschule und 
schafft die Schule der Beliebigkeit. Die 
bildungspolitischen Pläne der NRW-Grü- 
nen werden zu einer drastischen Absen- 
kung des Bildungsniveaus in Nordrhein- 
Westfalen führen. 

Niedrige 
Inflationsrate 
Auf den niedrigsten Stand seit 1988 
ist die Inflationsrate im Mai gesun- 
ken. Wie das Statistische Bundesamt 
nach ersten Berechnungen mitteilte, 
betrug die Teuerung für die Lebens- 
haltung der privaten Haushalte nur 
noch 2,1 Prozent. Im April lag die 
Inflationsrate noch bei 2,3 Prozent. 
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Zerrissene SPD 
Die SPD befindet sich im Streit. Quer 
durch die Sozialdemokratie und sogar 
mitten durch die Führungsspitze der 
Partei ist ein alter Riß wieder aufgebro- 
chen. Der Richtungskampf betrifft die 
Außen- und Sicherheitspolitik ebenso 
wie die Energiepolitik. 

Auf beiden Feldern bietet die SPD ein ver- 
heerendes Bild. Dem Vorsitzenden der So- 
zialdemokraten, Rudolf Scharping, gelingt 
es weder den Streit zu schlichten noch 
sich selbst gegen seine innerparteilichen 
Konkurrenten durchzusetzen. 

So mußte Scharping Anfang Juni vor der 
Presse verkünden, die SPD lehne im Halle 
eines Abzugs der UNO-Truppen in Bosni- 
en den Einsatz deutscher Tornado-Flug- 
zeuge zur Sicherung der Bodentruppen ab. 
In einem Brief an seine Parteifreunde hat- 
te der SPD-Vorsitzende noch vor einem 
halben Jahr das Gegenteil gefordert: „Eine 
deutsche Beteiligung" sei im Falle eines 
Truppenabzugs „unzweifelhaft eine Bünd- 
nisverpflichtung". (Sozialdemokratischer 
Pressedienst, 2. 1. 1995) 

Inzwischen ist durchgesickert, wer in die- 
ser zentralen Frage den Kurs der SPD be- 
stimmt: Scharpings Linksschwenk geht 
„allein auf das Drängen Lafontaines" 
zurück. (FAZ, 20. 6. 1995) Das Urteil ist 
vernichtend: 

„So, wie Scharping sich derzeit gibt, 
sich vor dem Konkurrenz-Genossen 
Lafontaine duckt und in der Bun- 
destagsfraktion vor dem ,Tornado- 
Einsatzproblem' wegtaucht, kann 
von einer verantwortungsvollen Si- 
cherheitspolitik der SPD keine Rede 
sein." (Rheinische Post, 14. 6. 1995) 

Während die Anhänger Lafontaines und 
Wieczorek-Zeuls jubeln, melden sich Tag 
für Tag neue Gegner des gefährlichen Ver- 
weigerungskurses der SPD: „Aus allen 

Lagern der Partei kommt Kritik am Nein 
des SPD-Vorstandes." (Hannoversche All- 
gemeine, 20. 6. 1995) Der außenpolitische 
Sprecher der SPD-Fraktion, Karsten Voigt, 
hält die Position, die Lafontaine durchge- 
setzt hat, für „nicht stichhaltig". (Die Welt 
20. 6. 1995) Die SPD-Entscheidung, so 
Voigt, könne leicht als „nationaler Egois- 
mus" ausgelegt werden, (ebda.) Als Geg- 
ner der von Scharping verkündeten SPD- 
Haltung haben unter anderen auch die 
SPD-Abgeordneten Norbert Gansei und 
Hans-Ulrich Klose - der Vizepräsident des 
Deutschen Bundestages - klar Stellung 
bezogen. Klose über die SPD: 

„Wir sind in der Frage vereinzelt 
und dürfen uns nicht wundern, 
wenn die anderen sich über uns 
wundern." (SWF 1, 16. 6. 1995) 

Gewundert haben dürften sich in diesen 
Tagen die Regierungen etwa Frankreichs, 
Großbritanniens, Spaniens und Hollands, 

Zitat 

Freimuth Duve, SPD-MdB: 

Wir haben ein Mißverständnis der 
Pazifisten bei uns - nämlich zu 
glauben, daß man internationale 
Einbindung immer nur bis zu ei- 
nem bestimmten Punkt machen 
und sich dann aus der internatio- 
nalen Sache wieder herauswin- 
den kann. Das geht nicht. 

deren Soldaten als Geiseln genommen 
wurden. Ihnen hat der SPD-Vorsitzende 
über die jeweiligen Botschafter die Hal- 
tung der SPD übermittelt: Die deutschen 
Sozialdemokraten bezeugten „unser Mit- 
gefühl und unsere guten Wünsche". (SPD' 
Pressemitteilung, 31.5. 1995) Gute Wün- 
sche statt konkreter Unterstützung - pein- 
licher geht es nicht. 
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^er SPD-Bundestagsabgeordnete und IG- 
^hemie-Chef Hermann Rappe bekennt: 
"Meinetwegen kann sich der ganze Partei- 
^°rstand der pazifistischen Heiligen Hei- 
aeniarie Wieczorek-Zeul anschließen, ich 
tUe es nicht." (dpa, 14.6. 1995) 
ü,e deutlichsten Worte stammen jedoch 
°n dem Ex-Verteidigungsminister und 

^D-Mitglied Hans Apel. Er sagte: „Doch 
s geht Scharping nicht um den Frieden in 

^°snien, es geht ihm um den Frieden in 
er SPD. Einer kleineren Gruppe von So- 
laldemokraten, die an die leidenden Men- 
gen in Bosnien denkt, steht eine starke 
L,nke gegenüber, die dogmatisch militari- 
se Hilfe verweigert, auch wenn sie da- 

^•t moralisch und politisch im Abseits 
leht. Scharping wirft Nebelbomben, um 

a,esen Riß mitten durch die SPD zu verta- 
gen. Doch das hilft weder ihm noch der 
*y. Sie erweist sich in der Sicherheits- 

Politik erneut als regierungsunfähig." 
i8ild am Sonntag, 18.6. 1995) 

~chröder gegen Scharping 
, leselbe Zerrissenheit zeigt sich auch 
^irri Thema Energie. Hat Lafontaine den 

..:"- Vorsitzenden in der Sicherheitspoli- 
.* erfolgreich ausgespielt, so heißt es in 
er Energiepolitik: „Schröder setzt Schar- 

g.n8 unter Druck." (Die Welt, 19. 6. 1995) 
*e Wahlkampf-Troika enthüllt ihr wahres 

^sicht. Gerhard Schröder hat als Ver- 
r^dlungsführer der SPD bei den Ge- 
Prächen über die Zukunft der Energiever- 

„,r§ung in Deutschland (Energiekonsens) 
nen Vorschlag vorgelegt, mit dem er sich 

die ausgewogene Position der Bundes- 
8'erung zubewegt. 

, nröder versucht seinen Parteifreunden 
Zumachen, daß die „Notwendigkeit ei- 
r gesicherten Versorgung" der Industrie- 
l0n Deutschland mit Energie sozialde- 

ratischem Wunschdenken die Grenzen 
2n ei8l- (Süddeutsche Zeitung, 
Sj 6- 1995) Wie in der Außen- und 

^erheitspolitik, wird aber auch in der 

...Ihr habt Helmut Kohl 

Zum Protest gegen die 
Versenkung der Ölinsel 
„Brent Spar": 

Da hätten es die Deutschen eben 
besser. ,Sie haben eine Regie- 
rung, die sich der Problematik voll 
bewußt ist', sagt Morris (Green- 
peace-Großbritannien), ,lhr habt 
Helmut Kohl.' 

(Süddeutsche Zeitung, 
20.6. 1995) 

Energiefrage das Grunddilemma der SPD 
offenbar: 

„SPD-interne Debatten über einen 
Ausstieg aus der Atomenergiewirt- 
schaft litten immer schon unter dem 
Zwiespalt des Wünschbaren und des 
Machbaren. Man denke nur an Par- 
teitagsbeschlüsse, in denen forsch 
knappe Fristen genannt werden, 
ohne daß die Protagonisten sich im 
mindesten seriöse Gedanken über 
die Realisierung ihrer Träume 
machten." (Süddeutsche Zeitung, 
19.6. 1995) 

Entzweit und gespalten 
Mittlerweile zeichnet sich eine fatale Ten- 
denz ab: Die SPD „flüchtet sich ein weite- 
res Mal in den realitätsfernen energiepoli- 
tischen Fundamentalismus." (ebda) So- 
wohl in der Außen- und Sicherheitspolitik 
als auch in der Energiepolitik ist die SPD 
gespalten: „Bosnien entzweit die SPD" 
(Hannoversche Allgemeine, 20. 6. 1995) - 
„Streit in der SPD blockiert Energie-Kon- 
sens" (Die Welt, 14. 6. 1995) Mehr denn 
je sind die Sozialdemokraten und ihr 
schwacher Vorsitzender weit von einer 
verantwortlichen Politik entfernt. • 
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Rot-Grün: 

Was Unternehmer sagen. 
Was Gewerkschafter sagen. 

Durch die Verhandlungen über eine rot- 
grüne Koalition in Nordrhein-Westfalen 
haben die Grünen derzeit großen Auf- 
merksamkeitswert. Das Medieninteres- 
se richtet sich dabei meist auf einige we- 
nige Personen. Das Programm der Grü- 
nen, ihre eigentlichen politischen Ziele, 
werden dagegen in der breiten Öffent- 
lichkeit kaum wahrgenommen. 
Vor allem die Ansichten und Absichten der 
Grünen zum Thema Wirtschaft und Zu- 
kunftstechnologie sind derart unglaublich, 
daß sich Unternehmer und Gewerkschaf- 
ter in ihrem Urteil einig sind: Rot-Grün 
gefährdet den Standort Deutschland. 
Deutschland könnte im internationalen 
Wettbewerb nicht mehr standhalten. Be- 
stehende Arbeitsplätze würden vernichtet. 
Die neuen, zukunftssicheren Arbeitsplätze 
entstünden im Ausland. 

Das Fazit: 
Mit den Grünen ist verantwortliche Politik 
für die Zukunft in Deutschland nicht zu 
machen. 

Unternehmer zu Rot-Grün: 
Bei einer Exklusivumfrage des Meinungs- 
forschungsinstituts Forsa im Juni kam her- 
aus, daß 70% der deutschen Wirtschafts- 
führer von Rot-Grün negative Auswirkun- 
gen für ihre Unternehmen erwarten. In ei- 
ner Bewertung der Umfrage heißt es: 

„Sicher sind diese [die Grünen] heu- 
te nicht mehr so naiv-radikal wie 
vor zehn Jahren. Die Sprengkraft ih- 
rer Vorschläge beträgt jedoch noch 

immer ein Mehrfaches dessen, was 
nötig ist, um den Industriestandort 
Deutschland zu zertrümmern." 
(Wirtschaftswoche, 15. 6. 1995) 

Der Präsident des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie (BDI), Hans-Olaf 
Henkel, präzisiert die Warnungen von sei^ 
ten der Unternehmer: „Die Grünen fordef1 

mittelstandsfeindliche Verschärfungen der 
Erbschaft- und Vermögensteuern, wollen 
die Westunternehmen mit einer Gewinn- 
abgabe für die neuen Bundesländer bela- 
sten und befürworten massive staatliche 
Ausgabenprogramme. So will die Partei 
eine Million Arbeitsplätze staatlich för- 
dern, eine soziale Grundsicherung für all* 
schaffen, die 30-Stunden-Woche durchs^1' 
zen und einen gesetzlichen Mindestlohn 
einführen. Außerdem wollen sie den Me11' 
sehen per Gesetz verbieten, mehr als 40 
Stunden zu arbeiten." 
Der Unternehmer weiter: „Wenn die wirf', 
schaftspolitischen Vorstellungen der Par1 

verwirklicht würden, würde im Umwelt- 
sektor nur ein Bruchteil der Jobs geschah 
fen, die an anderer Stelle verschwänden- 
Das Fazit des BDI-Präsidenten zu einer 
möglichen rot-grünen Koalition in Nord' 
rhein-Westfalen: „Ein katastrophales Si' 
gnal für den Standort Deutschland." 
(Wirtschaftswoche, 15. 6. 1995) 

Gewerkschafter zu Rot-Grün: 
Auf einer gemeinsamen Pressekonferenz 
warnten die Vorsitzenden der Gewerk- 
schaft IG Chemie, Hermann Rappe, und 
der IG Bergbau, Hans Berger, vor einer 
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Post AG bekommt den 
Zeitungsdienst in den Griff 

Nach anfänglich massiven Protesten 
der Zeitungsverleger gegen die Ein- 
schränkungen der Deutschen Post 
AG bei den Transportleistungen im 
Postzeitungsdienst zeichnet sich nun 
eine deutliche Beruhigung ab. 
Eine aktuelle Übersicht ergibt, daß die 
Zahl der verspätet ausgelieferten Zei- 
tungen nach ersten Berichten verschie- 
dener Verlage rückläufig ist. 
Probleme treten jedoch weiterhin beim 
Ferntransport regionaler Tages- und 
Wochenzeitungen auf. Durch die Ein- 
stellung des Postzeitungsschnellgutes 
und Einschränkungen des nächtlichen 
Bahntransportes sind auch zukünftig 
längere Laufzeiten von ein bis zwei 
Tagen in einigen Fällen die Folge. Die 
durchgeführten Anpassungen an das 
neue bundeseinheitliche Fracht- und 
Expreß-Logistik-Netz verringern die 

,ot~grünen Koalition in Nordrhein-Westfa- 
J1: Beide Gewerkschaftsführer sind zu- 
|leJch SPD-Abgeordnete im Deutschen 
öu*destag. 

Hans Berger: 
"Ich kann nur hoffen, daß Johannes 
Rau die Nerven behält und diesen 
Irrlichtern entgegentritt." 

Hermann Rappe: 
"Jede Stärkung der rot-grünen 
Achse in der Bundesrepublik hilft 
u*is bei den Problemen, die wir als 
Industriegewerkschaft haben, nicht 
Leiter." (Kölner Stadt-Anzeiger, 
*8. 5. 1995) 

Defizite beim Transport von Zeitun- 
gen um fast 100 Mio. DM, die anson- 
sten von allen Postkunden getragen 
werden müßten. 

Die leider weiterhin im sog. Expreß- 
Logistik-Netz vorhandenen Störungen, 
die teilweise zu nicht mehr akzepta- 
blen Verspätungen von mehreren Ta- 
gen führen, müssen dagegen dringend 
beseitigt werden. Sie sind für die Kun- 
den - und dies sind in diesem Falle so- 
wohl Verlage als auch Zeitungsleser - 
nicht länger hinnehmbar. 

Elmar Müller, postpolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion: Hierauf habe ich das zuständige 
Vorstandsmitglied der Deutschen Post 
AG, Benno Staab, in zwei persönli- 
chen Gesprächen nachdrücklich hin- 
gewiesen. 

Für den Fall, daß die SPD beim Thema 
„Garzweiler II" vor den Grünen ein- 
knicken sollte, droht der IG-Bergbau-Chef 
seinen Genossen „einen Protestmarsch 
von 100.000 Bergleuten auf Düsseldorf' 
an. (Focus, 22. 5. 1995) Insgesamt stehen 
bei dem geplanten und genehmigten 
Braunkohletagebau 9.000 Arbeitsplätze 
auf dem Spiel. 
In einem weiteren Beitrag zieht IG-Che- 
mie-Chef Rappe das Fazit: „Rot-Grün ist 
eine tendenzielle Behinderung industriege- 
sellschaftlicher Entscheidungen. Und eine 
der wichtigsten Zukunftsfragen ist die En- 
ergiepolitik. Darin kommen wir mit einer 
rot-grünen Koalition nicht weiter." 
(Leipziger Volkszeitung, 17.5. 1995)      • 
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G7-Treffen in Halifax: 
Anhaltendes Wachstum - Frühwarnung bei Finanzkrisen 

Globaler Umweltschutz 

Die Staats- und Regierungschefs der 
sieben großen Industriestaaten - Kana- 
da, USA, Japan, Deutschland, Frank- 
reich, Großbritannien und Italien - ha- 
ben bei ihrem diesjährigen Gipfeltref- 
fen im kanadischen Halifax eine um- 
fangreiche Tagesordnung bewältigt. 
Die behandelten Themen reichten von 
Maßnahmen zur Förderung von Wachstum 
und Beschäftigung, zur Stärkung der Welt- 
wirtschaft, zur Förderung einer nachhalti- 
gen Entwicklung, zur Armutsbekämpfung, 
zum Umweltschutz und zur nuklearen Si- 
cherheit. - Die wichtigsten Beschlüsse der 
G7 aus der Abschlußerklärung: 

• Wachstum und Beschäftigung 
Hauptziel der Wirtschaftspolitik bleibt die 
Verringerung der Arbeitslosigkeit. Des- 
halb wollen die G7 die Ausbildung der Ar- 
beitskräfte verbessern, Maßnahmen zur 
Förderung der Flexibilität auf den Arbeits- 
märkten durchführen und unnötige Regu- 
lierungen beseitigen. Die Länder ver- 
pflichten sich darüber hinaus, noch vor 
dem nächsten Gipfeltreffen in Frankreich 
zusammenzutreten, um die bei der Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen erzielten Fort- 
schritte zu überprüfen und zu erörtern, wie 
sich die Beschäftigungslage am ehesten 
verbessern läßt. 

• Stärkung der Weltwirtschaft 
Um tragfähiges inflationsfreies Wachstum 
zu sichern, verpflichten sich die G7 zur 
engen Abstimmung und wirksamen Zu- 
sammenarbeit. Dabei sollen große außen- 
und binnenwirtschaftliche Ungleichge- 

wichte vermieden und eine größere Stabi' 
lität der Devisenmärkte gefördert werden- 

Wachstum und Integration der globalen 
Kapitalmärkte haben sowohl enorme 
Möglichkeiten als auch neue Risiken ge- 
schaffen. Um Erschütterungen auf den Fi- 
nanzmärkten zu verhindern oder zu bewäl' 
tigen, muß ein besseres Frühwarnsystem 
geschaffen werden. 

• Armutsbekämpfung 
Einen weiteren Schwerpunkt setzen die 
G7 auch in der Linderung der Not der Ar- 
men in der Welt: „Die fortbestehende ex- 
treme Armut und Ausgrenzung der ärm- 
sten Länder ist mit weltweiten Bestrebun- 
gen nach Wohlstand und Sicherheit 
schlechterdings nicht vereinbar." Deshalb 
verpflichten sich die Industriestaaten untff 

anderem, die Entwicklungsländer bei der 
Entwicklung eines gesunden Privatsektors 

zu fördern und weiterhin die Mittel für d,e 

erforderliche Infrastruktur bereitzustellen- 

• Schutz der Umwelt 
Vor allem auch auf deutsche Initiative ha- 
ben sich die G7 verpflichtet, eine führend* 
Rolle im Umweltschutz zu übernehmen- 
Dies erfordert eine geeignete Kombinati0 

wirtschaftlicher Instrumente mit innovati- 
ven Kostenzuordnungsmechanismen, Un1 

weltverträglichkeitsprüfungen und frei^1 

ligen Maßnahmen. Außerdem wollen sie'1 

die G7 dafür einsetzen, daß die bestehen- 
den Verpflichtungen aus dem Rahmen- 
übereinkommen über Klimaänderungen . 
erfüllt werden. 
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„Demokratie als Verantwortung" 
Unter dieser Überschrift war der EAK 
Jto't einem Diskussionsstand auf dem 26. 
Evangelischen Kirchentag vertreten. 
Politikerinnen und Politiker aus CDU und 
^-SU stellten sich dem Gespräch mit den 
Kirchentagsbesuchern, u. a.: Jochen Bor- 
chert, Michaela Geiger, Peter Hintze, An- 
gela Merkel, Claudia Nolte, Volker Rühe, 
Rita Süssmuth und der frühere EAK-Bun- 
psvorsitzende, Bundespräsident Roman 
Herzog. 
J°chen Borchert nahm in einem Presse- 
§espräch zu Chancen und Risiken der 
Gentechnologie Stellung und stellte fest: 
t    Agrarbereich gibt es viele sinnvolle 
^°rschungs- und Einsatzfelder für die 
neue Technologie. Der Schutz von 

Mensch, Tier und Umwelt muß aber in je- 
dem Fall absoluten Vorrang haben. Ich 
lehne es strikt ab, daß Tiere gezüchtet 
werden, die infolge gezielter genetischer 
Veränderungen leiden." 

Claudia Nolte äußerte sich zu Fragen von 
Ehe und Familie: „Ich sehe es als meine 
Aufgabe an, für eine Familienpolitik zu 
sorgen, die es jungen Paaren leichter 
macht, sich ihre Kinderwünsche zu erfül- 
len. Ich will, daß Eltern unterstützt wer- 
den, damit sie ihrer Verantwortung ge- 
genüber Kindern voll und ganz gerecht 
werden können. Deshalb fordere ich alle 
gesellschaftlichen Kräfte auf, ihren Bei- 
trag zu einem kinder- und familienfreund- 
lichen Klima zu leisten." 

Aus dem KAS-Veröffentlichungsprogramm 

In der von der Konrad-Adenauer- 
Stiftung herausgegebenen Reihe 

„Aktuelle Fragen der Politik" ist 
jetzt erschienen: 

Günther Rüther: 
Politische Kultur und Innere 
Einheit in Deutschland (Band 23) 

Hauptthemen sind: 

• Verzicht und Geduld 

• Ziele der politischen Bildung 

• Diktaturschäden 

• Geschichte als „kritische 
Instanz" 

• Innerdeutsche Kontroversen 

• Politische Bildung und Nation 

• Verankerung der Demokratie 

Eine der zentralen Aussagen: 

„Ziel ist eine gemeinsame demo- 
kratische Kultur auf der bewährten 
Grundlage unserer Verfassung und 
ein demokratisch geläutertes na- 
tionales Selbstverständnis, die un- 
ser Gemeinwesen auch durch An- 
feindungen und unruhige Zeiten 
tragen." 

Die Veröffentlichung kann - ohne 
Berechnung - bezogen werden 
von: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Referat für Publikationswesen 
Postfach 1420 
53732 Sankt Augustin 
Fax (02241) 246-479 
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Offensive für mehr Selbständigkeit 
und Vorrang für das Arbeit-Geben 
Zu ihrem vierten Gespräch zur Zu- 
kunftssicherung des Standortes 
Deutschland und für mehr Beschäfti- 
gung sind am 14. Juni Repräsentanten 
von Wirtschaftsverbänden und Ge- 
werkschaften sowie mehrere Bundesmi- 
nister unter Vorsitz von Bundeskanzler 
Kohl zusammengetroffen. 

Die Gesprächsteilnehmer stimmten über- 
ein, daß es gilt, alle Beschäftigungschan- 
cen in Deutschland zu nutzen und Barrie- 
ren zu beseitigen, die dem Entstehen neuer 
Beschäftigungsfelder entgegenstehen. Da- 
bei geht es darum, die industrielle Basis 
zu stärken und zugleich neue Beschäfti- 
gungfelder zu erschließen. Hierzu gehören 
z. B. eine stärkere gesellschaftliche Aner- 
kennung der Selbständigkeit und der Be- 
deutung des Arbeit-Gebens sowie eine 
größere Aufgeschlossenheit für neue Tech- 
nologien, aber auch z. B. für Dienst- 
leistungen in privaten Haushalten und in 
der Altenpflege. 

Alle Beteiligten unterstrichen die große 
Bedeutung der kleinen und mittleren Be- 
triebe für Wachstum und Arbeitsplätze in 
Deutschland. Zwischen 1987 und 1992 
sind in der mittelständischen Wirtschaft 
2,3 Millionen Arbeitsplätze neu entstan- 
den. Mittelständische Unternehmen be- 
schäftigen in Deutschland zwei Drittel al- 
ler Arbeitnehmer und bilden vier Fünftel 
aller Lehrlinge aus. 

Deshalb wollen Sozialpartner 
und Bundesregierung eine 
„Offensive für mehr Selbstän- 
digkeit" starten. Dazu 

• werden Wirtschaftsverbände und Ge- 
werkschaften gegenüber ihren Mitgliedern 
und in der Öffentlichkeit die Bedeutung 

von Risikobereitschaft und Eigeninitiative 
und damit des „Arbeit-Gebens" aktiv und 
offensiv vertreten; 
• werden die Sozialpartner in der zweiten 
Jahreshälfte gemeinsam einen Kongreß 
durchführen, in dessen Mittelpunkt die 
Bedeutung von Existenzgründungen für 
die Schaffung neuer Arbeitsplätze stehen 
wird und in dessen Rahmen konstruktive 
Ansätze zur Förderung des Weges in die 
Selbständigkeit erörtert werden sollen; 

• wird die Bundesregierung die Auf- 
stiegsfortbildung zum Meister, Techniker 
und zu vergleichbaren Abschlüssen neu 
gestalten und verbessern. Sie wird in Kür- 
ze ein entsprechendes Bundesgesetz auf 
den Weg bringen. Teilnehmer an Vollzeit- 
maßnahmen sollen danach für den 
Lebensunterhalt ähnliche Leistungen 
erhalten wie BAföG-Empfänger; 
• werden die Industrie- und Handelskam- 
mern sowie die Handwerkskammern für 
Existenzgründer ein bundesweites Netz 
von Förderschaltern (Information, Bera- 
tung, Entgegennahme und Weiterleitung 
von Förderanträgen zu sämtlichen Förder- 
maßnahmen der EU, des Bundes und der 
Länder) einrichten; 
• werden Bundesregierung, Wirtschafts- 
verbände und Gewerkschaften überzoge- 
nen Berufszulassungsregelungen und Re- 
gulierungsbestrebungen entgegentreten 
und EU-Anforderungen in diesem Bereich 
auf ihre Vereinbarkeit mit dem unverzicht- 
baren Prinzip der Berufs- und Gewerbe- 
freiheit überprüfen und ggfs. ablehnen; 
• wird die Bundesanstalt für Arbeit be- 
stärkt, den Übergang von der Arbeitslosig' 
keit in die Selbständigkeit im Rahmen 
vorhandener Möglichkeiten weiterhin 
nachhaltig zu fördern. Außerdem soll der 
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Versicherungsschutz für selbständige Exi- 
stenzgründer im Falle der Arbeitslosigkeit 
verbessert werden. Dazu soll die Rahmen- 
frist, innerhalb derer eine Versicherungs- 
zeit von einem Jahr zurückgelegt sein 
tfiuß, von drei auf fünf Jahre erweitert 
Werden. Dies bedeutet, daß Existenzgrün- 
der bis zu vier Jahren nach ihrer Existenz- 
gründung noch ihren Arbeitslosengeldan- 
sPnich geltend machen können; 
• wird die Bundesregierung noch in die- 
sem Jahr ein Maßnahmepaket vorlegen, 
das Ausgründungen technologieorientier- 
ter Unternehmen aus staatlichen For- 
schungseinrichtungen erleichtert, beglei- 
tende Maßnahmen für deren wirtschaftli- 
ehen Erfolg vorsieht und Anreize zum 
Wissenstransfer verstärkt; 

• werden Arbeitgeber und Gewerkschaf- 
ten einen konstruktiven Dialog darüber 
führen, welche arbeits- und sozialrechtli- 
chen Bestimmungen Existenzgründer und 
neue Arbeitsplätze behindern und was sie 
ln eigener Verantwortung tun können, um 
hier Verbesserungen zu erreichen; 
^ wird die Bundesregierung mit dem Pro- 
gramm „Beteiligungskapital für kleine 
technologieunternehmen" bis zum Jahr 
2(X)0 rund 900 Mio. DM Beteiligungska- 
Püal mobilisieren. 
|n den nächsten 5 Jahren werden in einer 
Vererbungswelle rund 700.000 mittelstän- 

dische Unternehmen auf die nachfolgende 
Generation übertragen, davon rund 
200.000 Betriebe im Handwerk. Die Ar- 
beitsplätze in diesen Unternehmen dürfen 
nicht durch Hemmnisse bei der Unterneh- 
mensnachfolge gefährdet werden. Bei 
eventuellen Neuregelungen der Erbschaft- 
und Schenkungssteuer im Zusammenhang 
mit der bevorstehenden Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Einheits- 
bewertung müssen die Belange des Mittel- 
standes berücksichtigt werden. 

Im Rahmen einer Zwischenbilanz zur Ent- 
wicklung des Ausbildungsstellenmarktes 
bekräftigen die Gesprächsteilnehmer ihren 
Willen, eine Trendumkehr beim Lehrstel- 
lenangebot herbeizuführen und die Mo- 
dernisierung des beruflichen Bildungssy- 
stems zügig voranzutreiben. Beim Ange- 
bot an betrieblichen Lehrstellen gibt es 
Anzeichen, daß eine Trendumkehr erreicht 
werden kann. 

Ausbildung muß vor Übernahme nach 
Abschluß der Lehre gehen, wenn über den 
Eigenbedarf des Betriebes hinaus ausge- 
bildet wird. Die Vertreter der Wirtschaft, 
der Gewerkschaften und der Bundesregie- 
rung erneuerten deshalb ihren Appell an 
Betriebe, Verwaltungen, Arbeitsämter und 
Kammern, sich weiterhin engagiert für die 
Erhöhung des Lehrstellenangebots einzu- 
setzen. 

Jürgen Rüttgers: Noch eine Riesenanstrengung 
Wir haben im Gespräch bei Bundes- 
kanzler Helmut Kohl eine Zwischenbi- 
lanz gezogen. Danach sieht die Situa- 
tion Ende Mai wie folgt aus: im We- 
sten ein Überhang von gemeldeten 
Stellen, 472.000 gemeldete Stellen ge- 
genüber 411.000 gemeldeten Bewer- 
bern, das heißt also: hier werden wir 
klarkommen. Probleme haben wir 

noch in den neuen Bundesländern; ich 
gehe davon aus, daß wir dort bis zum 
Beginn des Ausbildungsjahres rund 
15.000 zusätzliche Ausbildungsstellen 
schaffen werden. Das ist noch eine 
Riesenanstrengung. 

Bundesbildungsminister 
Jürgen Rüttgers im Südwestfunk 



Seite 14 • UiD 20/1995 BESCHÄFTIGUNG 

Arbeitsplätze sichern, 
neue Arbeitsplätze schaffen 
Der Sicherung bestehender und der Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze muß erste Prio- 
rität eingeräumt werden. Nahezu 3,5 Mil- 
lionen Menschen suchen einen Arbeits- 
platz. Viele Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer würden ihre Arbeitszeit gerne 
reduzieren, aber es fehlt an entsprechen- 
den Angeboten. 
Im europäischen Vergleich liegt die Bun- 
desrepublik mit einer Teilzeitquote von 
12% lediglich im Mittelfeld. Dabei ist das 
Mobilzeitpotential bei weitem nicht aus- 
geschöpft. Durch Mobilzeit können schät- 
zungsweise 1,5 Millionen Menschen zu- 
sätzlich in Arbeit gebracht werden. Etwa 
2,45 Millionen Vollzeitbeschäftigte wären 
bereit, ihre Arbeitszeit ohne Lohnaus- 
gleich deutlich zu reduzieren. 
Wir brauchen maßgeschneiderte Arbeits- 
zeitlösungen. Dabei gilt es, dafür einzutre- 
ten, daß grundsätzlich alle Dauerarbeits- 
plätze sozialversicherungspflichtig sein 
müssen, wie es im Grundsatzprogramm 
der CDU verankert ist. Die Arbeitswelt 
wird sich aufgrund neuer technischer 
Möglichkeiten und Produktionsbedingun- 
gen verändern. Mobilzeit ist ein Weg, wie 
sie dennoch sinnvoll mit den Bedürfnissen 
der Menschen in Einklang gebracht wer- 
den kann. 

Teilzeit heute - Mobilzeit morgen 
Flexible Arbeitszeiten und von der Norm 
abweichende Arbeitszeitmodelle sind 
nicht neu. In einzelnen Unternehmen wer- 
den über 100 verschiedene Arbeitszeitva- 
rianten praktiziert. Teilzeitbeschäftigung 
ist bisher eine Domäne der Frauen geblie- 

ben. Zudem konzentriert sie sich auf den 
tertiären Sektor. Mitte 1993 waren 89% 
der Teilzeitbeschäftigten im alten Bundes- 
gebiet in Dienstleistungsberufen tätig. 

Teilzeit bedeutet aber viel mehr als eine 
Halbtagsstelle am Vormittag für Mütter 
mit Kindern. Wir brauchen eine stärkere 
Flexibilisierung der Arbeitszeit für Frauen 
wie für Männer in allen Wirtschaftssekto- 
ren und in allen Variationen: Modelle fle- 
xibler Arbeitszeit, das heißt individuelle 
Arbeitszeitlösungen, bezogen auf die Le- 
bens-, Jahres-, Wochen- und Tagesarbeits- 
zeit. Auch die Bindung an einen Arbeitsort 
wird angesichts des verstärkten Einsatzes 
von Computern und der Telekommunikati- 
on immer weiter abnehmen. Kurz gesagt, 
heißt Mobilzeit: Arbeit nach Maß. 

Intelligente Lösungen können 
darin bestehen, daß 

• jungen Menschen, die im Anschluß an 
ihre betriebliche Ausbildung nicht in ein 
Vollzeitarbeitsverhältnis übernommen 
werden können, eine Mobilzeitb'eschäfti- 
gung angeboten wird, lfm ihre Qualifikati' 
on zu erhalten - mit der Aussicht, gegebe' 
nenfalls später auf einen Vollzeitarbeits- 
platz zu wechseln; 

• Langzeitarbeitslosen und schwerverrnit' 
telbaren Arbeitslosen die Integration ins 
Erwerbsleben durch eine Kombination 
von Mobilzeitbeschäftigung und Qualifi' 
kationsmaßnahmen erleichtert wird; 

• Eltern ihre Arbeitszeiten so aufeinander 
abstimmen können, daß beide genügend 
Zeit für die Erziehung der Kinder und für 

die Verfolgung ihrer beruflichen Pläne ha' 
ben; 
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* Alleinerziehende Kindererziehung und 
CrWerbstätigkeit so verbinden können, daß 
le wirtschaftlich unabhängig sein können; 
? Berufsrückkehrerinnen berufliche Wie- 
ereingliederungsmaßnahmen in Mobil- 
e'tform und flexible Arbeitszeitmöglich- 
e'ten angeboten werden; 

. Motivierten und leistungsorientierten 
/ansehen durch geschickte Wahl von Ar- 
P^s- und Freizeit verbesserte Möglich- 
sten für Weiterbildung und -qualifikati- 

°n eröffnet werden; 
.nicht voll belastbare Menschen nicht 

^nzlich aus dem Berufsleben ausscheiden 
Ussen, wenn sie den Anforderungen ei- 

es Vollzeitarbeitsplatzes nicht mehr ge- 
wachsen sind, sondern ihre Fähigkeiten im 

ahmen einer Mobilzeittätigkeit sinnvoll 
"Hetzen können; 

älteren Menschen ein gleitender Über- 
*ang in den Ruhestand durch eine Kombi- 
at>on von Mobilzeitarbeit und Teilrente 
^öglicht wird; 

^ Produktionsschwankungen, drohende 
: Urzarbeit oder Entlassungen durch die 
j. chtzeitige Nutzung von Mobilzeit aufge- 
ben werden; 

. lndividuelle Formen der Arbeitsgestal- 
I n§ durch neue Kommunikationstechno- 

s'en entwickelt und Telearbeit verstärkt 
^obt wird. 

hancen von Mobilzeit nutzen 
Hd weiter ausbauen 
arnit Mobilzeit eine attraktive Alternati- 

^ *u einem konventionellen Vollzeitar- 
» ltsplatz ist, müssen die Rahmenbedin- 
k n§en stimmen. Gesetzgeber, Arbeitge- 
^.r und Arbeitnehmer müssen zusammen- 
•4, 

r*en, um noch bestehende Hemmnisse 
K  uoauen und vorhandene Spielräume zu 

e-e Chancen für Unternehmen liegen in 
^ A

F
 
e^e^tiven Anpassung der Arbeitszeit 

^•"beitsschwankungen, in einer optima- 

len Auslastung der Personalkosten und 
-kapazität, einer Erhöhung der Produkti- 
vität und Mitarbeiterleistung, einer Verrin- 
gerung von Fehlzeiten, Fluktuation und 
Personalsuchanzeigen, einer raschen Re- 
aktionsfähigkeit auf veränderte Gegeben- 
heiten und in der Gewinnung und Bindung 
von qualifizierten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern für das Unternehmen. 

Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
liegen die Vorteile eines optimalen Ar- 
beitszeitmanagements in einer größeren 
Zeitsouveränität und einer Rücksichtnah- 
me auf individuelle Bedürfnisse und Le- 
bensumstände. Die Vereinbarkeit von Fa- 
milie, Beruf und Karriere wird erheblich 
verbessert. Die Chancen für einen Berufs- 
ein- oder -wiedereinstieg, berufsbegleiten- 
de Weiterbildung und Qualifikation sowie 
ein allmählicher Übergang in den Ruhe- 
stand steigen. 

Von Maria Böhmer, 
MdB 

Die Bundesregierung hat im Rahmen ihrer 
Teilzeitoffensive die gesetzlichen Rah- 
menbedingungen für Mobilzeit entschei- 
dend verbessert. Diese Vorreiterrolle muß 
der Bund weiter entwickeln. Für die Län- 
der heißt es jetzt, die Änderungen des 
Bundesbeamtenrechtsrahmengesetzesund 
des ll. Dienstrechtsänderungsgesetzes zü- 
gig umzusetzen, insbesondere 

• den Rechtsanspruch auf Teilzeit und 
Beurlaubung aus familiären Gründen 
sowie 

• das Benachteiligungsverbot für Teilzeit- 
beschäftigte und Berufsrückkehrer/ 
-innen. 

Es ist auch zu prüfen, ob eine vorausset- 
zungslose Teilzeitbeschäftigung für Beam- 
tinnen und Beamte künftig möglich ge- 
macht werden kann. • 
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Tut Europa genug für die Landfrauen 
Die Mehrzahl der landwirtschaftlichen 
Betriebe in Europa ist ohne den vielfäl- 
tigen und umfassenden Einsatz der 
Bäuerinnen nicht aufrecht zu erhalten. 
Infolge des Agrarstrukturwandels sind 
zwar nicht alle Frauen, die auf einem 
Bauernhof leben, „Vollzeit-Bäuerin- 
nen", aber alle Frauen wirken auf un- 
terschiedlichste Weise für den Betrieb, 
für die bäuerliche Familie und für einen 
lebendigen ländlichen Raum. Der ent- 
scheidende Beitrag der Frauen für eine 
funktionierende Landwirtschaft und 
für die ländlichen Räume Europas wird 
mehr und mehr politisch gewürdigt. 

Diese Akzeptanz basiert nicht zuletzt auf 
dem unermüdlichen Wirken der Bäuerin- 
nen und der Landfrauen, also aller Frauen, 
die auf dem Land zu Hause sind. Aller- 
dings stellt der Deutsche Landfrauenver- 
band (DLV) in diesem Kontext auch fest, 
daß den ermunternden Worten der Politik 
weitaus mehr gezielte Unterstützung zu- 
gunsten der Bäuerinnen folgen könnte. 
Die Zukunft vieler Höfe, aber auch des 
gesamten ländlichen Raumes, hängt in er- 
heblicher Weise davon ab, ob es gelingt, 
den Frauen ein Leben auf dem Land 
„schmackhaft" zu machen. 

Gemäß dem Grundsatz der Chancen- 
gleichheit ist die EU verpflichtet, ihre un- 
terstützenden Maßnahmen derart zu kon- 
zipieren, daß Frauen in ländlichen Gebie- 
ten von ihnen profitieren können. Das be- 
trifft selbstverständlich das 3. Mittelfristi- 
ge Aktionsprogramm der Gemeinschaft 
für die Chancengleichheit von Frauen und 
Männern. Bislang konnte aber kein Pro- 
gramm der Europäischen Union der spezi- 
fischen Rolle und Stellung der Frauen in 
der Landwirtschaft und in der regionalen 
Wirtschaft des ländlichen Raums wirklich 
gerecht werden. Die Programme greifen 

oftmals nicht, weil sie die geschlechtsspe' 
zifischen Problemkonstellationen zu we- 
nig berücksichtigen. 

Das 1988 veröffentlichte Kommissionsd<>' 
kument „Die Zukunft der Agrargesell- 
schaft", das eine Grundlage für die Ge- 
meinschaftspolitik in der Landwirtschaft 
und der ländlichen Entwicklung ist, geht 
auf die unterschiedlichen Problemlagen 
von Frauen und Männern nicht ein. Viele 
der EU-Programme sind auf die Bedürf- 
nisse der Frauen im ländlichen Raum 

Von Hedwig Keppelhoff- 
Wiechert, MdEP, 
Präsidentin des Deutschen 
Landfrauenverbandes 

nicht konkret genug zugeschnitten. Sie e> 
reichen die Frauen nicht. Eine Ausnahme . 
bildet immerhin das EU-Programm „Fr3., 
en in örtlichen Beschäftigungsinitiativefl 
(LEI/ILE). 

Die Fördermaßnahmen der EU-Struktur- 
fonds kommen den Bäuerinnen und Laf 
frauen indirekt zugute. Doch zeigt sich, 
daß die Mittel an für Frauen positiv wif 
kenden Initiativen oft vorbeigehen. Das 
hat mehrere Gründe. Zum einen mange11 

es an Transparenz der EU-Programme. 
Zum anderen fehlt Frauen aber auch 
Know-how, die EU-Mittel auszuschöpfe 

Vielfach sind den Entscheidungsfragen! 
auch die Belange von Bäuerinnen und 
Landfrauen überhaupt nicht bewußt, so 
daß man - ohne schlechtes Gewissen - 
über sie hinwegsieht. 

Die Interessenvertretung der Frauen aus 
dem ländlichen Raum muß daher noch 
stärker werden. Sie muß auf die Institut» 
nen und Gremien wirken, die die unm«11 
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Aus der Bildungsarbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 
Aufgrund der regen Nachfrage 

weiter „im Angebot": Eichholzer 
Poren. Die Aufgabenstellung: „Die 
Eichholzer Foren wollen der kontro- 
versen Diskussion über Zukunfts- 
fragen deutscher Politik ebenso 
Raum geben wie der Suche nach 
Wegen zum Konsens." 

Termine und Themen: 

• 11.-13. 10. 1995 (VA Nr. 268) 
»Schlanker Staat" - Wie kann die 
Handlungsfähigkeit des demokra- 
tischen Staates gestärkt werden? 

• 9.-10.11. 1995 (VA Nr. 291) 
Alte Linke und neue Rechte - Ge- 
meinsamkeiten und Gegensätze in 
tier Diskussion über die Zukunft 
Deutschlands 

• 23. -24.11.1995 (VA Nr. 309) 
Kinder - Verlierer des gesellschaft- 
lichen Wandels? 

• 7.-9.12.1995 (VA Nr. 324) 
Einsatz für den Frieden in Freiheit 
und die Achtung der Menschwür- 
de - Deutschlands internationale 
Verpflichtungen 

Zusätzliche Informationen/Anmel- 
dungen: 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 
Bildungszentrum 
Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
50387 Wesseling 
Fax (0 22 36) 7 07-2 30 

L, Zuständigkeit für die Mittelvergabe 
d en- Außerdem muß sie dafür sorgen, 
(ji  die besonderen Bedürfnisse und Pro- 
i ^Konstellationen von Bäuerinnen und 
Z ^frauen in den Förderprogrammen ge- 
*ü I aufgegriffen werden. Dafür setzt sich 
fij 

n der Deutsche Landfrauenverband 

(L ^'lem Maßnahmen zur Unterstützung 
b|: f^uerinnen und Landfrauen im Hin- 
%d au^ mre Teilnahme an Wirtschaft 
jjjn ^

rbeitsmarkt des ländlichen Raumes 
hr t>n^'§- Ohne einen besseren Zugang 
*ia]    Schäftigung, zur Existenz- und so- 
ga 

er Sicherung, ohne einen besseren Zu- 
^ § 2u beruflicher Aus- und Fortbildung 
^ c    e unterstützende Dienstleistungen 
lj. Entlastung von häuslichen und fami- 
Ufj. J1 Pflichten, werden die Bäuerinnen 

^ndfrauen mittelfristig ihre Solida- 

rität mit dem ländlichen Raum in Frage 
stellen. 
Ohne sichtbare politische Akzente zur 
Verbesserung ihrer Situation werden viele 
Frauen resignieren und womöglich das 
Land doch verlassen. Andere werden 
womöglich eher enttäuscht und inaktiv auf 
dem Land verharren. Beides wäre für den 
Erhalt ländlicher Räume eine bedrohliche 
Perspektive. 

Unverzichtbares Kapital 
In der Regel findet sich bei den Frauen im 
ländlichen Raum viel Fleiß, Kreativität, 
Optimismus und Sinn für die Heimat. Die 
EU-Politik sollte diese Wesenszüge - ins- 
besondere den Bezug zur Heimat - positiv 
unterstützen. Die Bäuerinnen und Land- 
frauen sind ein unverzichtbares Kapital 
für Europa! • 
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Arbeitshilfen für eine CDU-Chronik 
CDU-Kreisgeschäftsführer haben 

um Arbeitshilfen für eine Chronik- 
erstellung gebeten. Dr. Günter 

Buchstab, Leiter der wissenschaftlichen 
Dienste der Konrad-Adenauer-Stiftung 
in Sankt Augustin, hat nun diese Arbeits- 
hilfe zur Abfassung einer Kreisverbands- 
geschichte erstellt. Falls weitere Aus- 
künfte benötigt werden, wenden Sie sich 
bitte an: 

Dr. Günter Buchstab 
Leiter der wissenschaftlichen Dienste 
der Konrad-Adenauer-Stiftung 
Rathausallee 12 
53757 Sankt Augustin bei Bonn 
Telefon (0 22 41) 24 60 
Telefax (0 22 41) 24 64 90 

Exemplare einer erstellten Kreisver- 
bandschronik übersenden Sie bitte 
ebenfalls an diese Anschrift der Konrad- 
Adenauer-Stiftung und an die CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle, Abteilung Parteior- 
ganisation. 

Informationen und Arbeits- 
hilfen für die Abfassung einer 
Kreisverbandsgeschichte 

Allgemeine Hinweise 
Eine Jubiläumsschrift soll in allgemein- 
verständlicher Form die Geschichte ei- 
nes Kreisverbandes dokumentieren. 
Berücksichtigt werden müssen die allge- 
meine politische Entwicklung und die 
Geschichte der CDU insgesamt (grund- 
legende Literatur: Kleinmann: Geschich- 
te der CDU). 
Kostenlose Materialien stellen die Bun- 
deszentrale und die Landeszentralen für 
politische Bildung zur Verfügung. 
Angesprochen werden sollen Parteimit- 
glieder und politisch Interessierte. Die 

Auswahl der Dokumente soll so ange- 
legt sein, daß sie auch von Schülern, d' 
sich mit der Geschichte der Parteien 
oder Lokalgeschichte beschäftigen, ver- 
wendet werden können. Bei der Quel- 
lensuche sind Archive und Bibliotheken 
Ansprechpartner. Hilfreich ist auch die 
Kontaktaufnahme mit ehemaligen Man- 
dats- und Funktionsträgern, die oft über 

umfangreiche Materialsammlungen ver- 
fügen. 
Es gibt folgende Archive und Bibliothe- 
ken: 
• Archive und Bibliotheken am Wohnon 

und in der näheren Umgebung 
• Stadtarchiv und Stadtbibliothek oder 

Landesarchiv und Archiv(e) der 
regionalen Presse 

sowie 
• das Archiv für Christlich-Demokrati- 
sche Politik in Sankt Augustin, das sicn 
um die systematische Archivierung von 
Schrift-, Bild- und Tondokumenten der 
Union, ihrer Vorläufer, Gliederungen ü" 
Vereinigungen sowie Amts- und Man- 
datsträger bemüht. 

Dem Archiv angegliedert sind eine Prß5 

sedokumentation und eine Fachbiblio* 
thek zur Parteien- und Zeitgeschichte- 
Über die Arbeit des Archivs informieren 
eine Broschüre und eine Kurzübersid1 

über die Bestände. 

Dokumententypen 
Zu unterscheiden sind: 
• schriftliche Quellen wie Protokolle, 

Briefe, Notizen, Aufzeichnungen un° 
Zeitungsausschnitte, Bildmaterial v 
tos von Parteitagen, Veranstaltung0 

Sitzungen, Politikern), 
• Flugblätter und Handzettel, 
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• Plakate sowie 
• Film- und Tondokumente. 
• Viele Ereignisse gewinnen erst dann 
an Lebendigkeit, wenn sie durch die Be- 
rgung von Zeitzeugen ergänzt werden. 

Eine Jubiläumsschrift sollte 
folgende Gliederungspunkte 
enthalten: 

• Grußwort des Parteivorsitzenden. 
• Die Gründer (einschließlich Kurzbio- 

graphie, eventuell politischer Werde- 
gang in der Weimarer Republik, politi- 
sche Grundaussagen und Ziele). 

• Gründungsaufruf einschließlich Lizenz 
der Militärregierung (eventuell mit 
deutscher Übersetzung) auf Kreis- 
und Ortsverbandsebene. Hier: Dar- 
stellung des Unionsgedankens, Lei- 
stungen der CDU beim Aufbau der 
demokratischen Ordnung nach 1945. 

Wahlergebnisse (Kreis, Land, Bund). 
Dargestellt werden sollten in diesem 
Zusammenhang Spitzenkandidaten 
und aus dem Wahlkreis stammende 
überregional bekannte Persönlichkei- 
ten wie beispielsweise der Bundes- 
tagsabgeordnete. 
Liste der Mandatsträger (hier: wann 
hat die CDU erstmals die Mehrheit 
gewonnen, welche Bürgermeister und 
Landräte werden von ihr gestellt). 

i Kreisvorsitzende und Kreisgeschäfts- 
führer/Vorsitzende der Ortsverbände. 

i Mitgliederstatistik (wenn möglich auch 
Gliederung nach Beruf, Geschlecht 
und Konfession). 

i Aktuelle politische Arbeit im Kreis und 
in den Ortsverbänden. Berichte aus 
der Arbeit der Rats- und Kreistags- 
fraktion. Besuch von Spitzenpolitikern 
im Kreis. 

> Geschichte und Arbeit der Vereinigun- 
gen. 

• Verdiente Mitglieder. • 

Handbuch Praxis Schule NW 
460 Seiten, 1. Auflage, Varus Verlag, Bonn 1995, ISBN 3-928475-09-6 

Mit dem „Handbuch Praxis Schule 
NW" legt das KPV-Bildungswerk 

einen unentbehrlichen Ratgeber für 
alle vor, die mit Schule zu tun haben. 
Das vorliegende Werk wendet sich 
sowohl an Verwaltungsbeamte, 
Rechtsanwälte, Richter, Kommunal- 
politiker als auch an Lehrer, Eltern 
und Schüler. Neben einer jeweils 
ausführlichen Darstellung der einzel- 
nen Schulformen werden zahlreiche 
rechtliche Probleme ausführlich erör- 
tert. Breiten Raum nimmt z. B. die 
Darstellung des Rechts der Schüler- 

fahrkosten, der Lernmittelfreiheit, 
der Errichtung und Auflösung von 
Schulen, der Bestimmung der Schul- 
art sowie der rechtlichen Stellung 
von Eltern, Schülern und Lehrern 
ein. 
Die Mitwirkung zahlreicher Praktiker 
aus dem schulischen Bereich führte 
dazu, daß auch oft vernachlässigte, 
jedoch dennoch bedeutungsvolle 
Fragen des Dienstrechtes, wie z. B. 
die Berechnung der Probezeiten bei 
der Einstellung, auführlicher als bis- 
lang üblich dargestellt sind. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

ZDF 
und 

übertragen 
den Festakt 

zum 
50. Geburtstag 

der CDU 
am 

28. Juni 
ab 11 Uhr 

live 
aus dem 
Berliner 

Schauspiel- 
haus. 
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